
Suchergebnisse: Unordnung

30. November 1487 – Herzog Albrecht IV. erlässt das sogenannte Münchner Reinheitsgebot

München * Herzog Albrecht IV. erlässt ein Braugesetz, das ausschließlich in München gilt. Bier ist

für die einfache Bevölkerung in Baiern - neben dem täglichen Brot - ein Grundnahrungsmittel.

Deshalb stehen sowohl Bäcker als auch Brauer unter besonderer Beobachtung.     Der erste

Paragraf regelt drei zentrale Punkte:   Der erste Teilsatz legt den Preis für eine Mass Bier fest.  

Der zweite bestimmt, dass Bier ausschließlich aus Gerste, Hopfen und Wasser gebraut werden

darf.   Der dritte nennt die Voraussetzungen für die Erlaubnis zum Ausschank: Das Bier muss

zuvor beschaut beziehungsweise geprüft und sein Preis von den im Gesetz bestimmten Prüfern

festgesetzt werden.     Zur Begründung der Vorschriften heißt es, dass „im Bräuwerk in unserer

Stadt allhie bisher etwas Unordnung gehalten, auch die Bier so teuer [aus]geschenkt worden,

daß solches gemeinen Inwohnern nit eine kleine Beschwerung und Hinderung ihres Aufnehmens

gewesen.“   Den unmittelbaren Anlass für das Münchner Braugesetz bilden somit die hohen

Bierpreise, die das wichtigste Getränk der Bevölkerung für viele Menschen kaum noch

erschwinglich machen. 

1. Januar 1595 – Herzog Maximilian I. regiert mit seinem Vater

München * Herzog Wilhelm V. überträgt seinem Sohn Maximilian I. die Mitregierung in Form der

Stellvertretung. Die Landstände hatten den Herzog aufgrund seiner Verschuldung und der

Unordnung in der Hof- und Staatsverwaltung zu diesem Schritt gedrängt. Doch die „Verwirrung im

Finanzwesen“ wird durch die Doppelregierung noch schlimmer. Es wird eine Abdankung auf

Raten. 

14. Juni 1784 – Zwischen Streit und Unzufriedenheit

Au - Amberg * Der Geistliche Rat kommt zur Überzeugung, dass im Auer und Amberger

Paulaner-Kloster „anstatt der brüderlichen Liebe Hass, anstatt der Klosterdisziplin Unordnung und

anstatt der Zufriedenheit überall Missvergnügen in einem hohen Grade herrsche. […] Das

Missvergnügen ist in beiden Klöstern so groß, dass sie die Aufhebung ihres Ordens in Baiern

ernstlich wünschen“. 
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16. Juni 1799 – Leere Staatskassen und unüberschaubare Schulden

München - Leimen * Kurfürst Max IV. Joseph erklärt öffentlich, dass er „die bayrischen Finanzen

in großer Unordnung, alle Staatskassen ausgeleert und selbe überdies noch mit

unerschwinglichen Rückständen belastet angetroffen habe“. In den baierischen

Regierungskreisen erinnert man sich an den umtriebigen jüdischen Leimener Finanzier Aron

Elias Seligmann. 

28. November 1816 – Eine Verordnung über Zwangsarbeitshäuser

München - Königreich Baiern * Eine Verordnung über Zwangsarbeitshäuser regelt, dass in diese

Einrichtungen nicht nur lästige Bettler und Landstreicher, sondern auch       „Menschen von

fortgesetztem schlechten Lebenswandel, die sich dem Müßiggange, der Unsittlichkeit und

öffentlichen Ausschweifungen ergeben und dadurch,    sowie durch Widerspenstigkeit und

Ungehorsam gegen Eltern und Vorgesetzte Unordnung, Gefahr und Verderben in die Familie und

Gemeinde bringen“ untergebracht werden können. 

1. Dezember 1918 – Das Verkehrspersonal will die Nationalratswahl

München * Der Verband des bayerischen Verkehrspersonals gibt eine offizielle Erklärung heraus,

in der er die weitere Zusammenarbeit mit der Regierung von der baldmöglichen Wahl zur

Nationalversammlung abhängig macht. „Verzögerung […] bedeutet Unordnung und Zerfall,

Anarchie und Bürgerkrieg.“ 

6. Dezember 1918 – Erich Mühsam gegen Wahlen für eine bayerische Nationalversammlung

München * Erich Mühsam spricht sich im Kolosseum vor Soldaten und Zivilisten gegen Wahlen

für eine Bayerische Nationalversammlung aus.         Er setzt sich andererseits für die baldige

„Verwirklichung eines weitgehenden Sozialismus im kommunistischen Sinn“ ein,    warnt aber

zugleich vor „Unordnung und Plünderung“. 

13. Dezember 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte als Störfaktor bezeichnet

Berlin * Dem Reichskanzler Friedrich Ebert geht der Einfluss der Arbeiter- und Soldatenräte zu
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weit: „So kann es nicht weitergehen, wir blamieren uns vor der Geschichte und der ganzen Welt.

[…] Das Herum- und Hineinregieren der Arbeiter- und Soldatenräte muss aufhören.“    Schon

zuvor wurde von der Regierung heftige Kritik an den als Störfaktor angesehenen Arbeiter- und

Soldatenräten geübt, bei denen sich um „die Organisationen der Unordnung“ handle. 
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